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AACHEN, DEN 30.04.2025	 NR. 11

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachung

der Satzung des Zweckverbandes
Volkshochschule Nordkreis Aachen
vom 27.11.2024

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Nordkreis Aachen hat aufgrund der §§ 7, 9 und 
20 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) in der zurzeit geltenden Fassung in ihrer Sit-
zung am 27.11.2024 des Zweckverbandes Volkshochschu-
le Nordkreis Aachen folgende Satzung beschlossen, wel-
che die bisherige Satzung vom 22.11.2006 in ihrer Fassung 
vom 13.06.2007 ablöst.

§ 1 Name, Sitz, Mitglieder, Dienstsiegel
1)	 Der Zweckverband führt den Namen „Volkshochschu-

le Nordkreis Aachen“.
2)	 Der Sitz des Zweckverbandes ist Alsdorf.
3)	 Die Volkshochschule unterhält Zweigstellen in allen 

Verbandsgemeinden.
4)	 Mitglieder des Zweckverbandes sind Alsdorf, Baeswei-

ler, Herzogenrath und Würselen.
5)	 Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentli-

chen Rechts. Er verwaltet seine Angelegenheiten im 
Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung.

6)	 Der Zweckverband führt ein Dienstsiegel. Das Dienst-
siegel zeigt das Wappen des Landes Nordrhein-West-
falen mit der Umschrift „Volkshochschule Nordkreis 
Aachen“.

§ 2 Aufgaben
1)	 Der Zweckverband nimmt für alle Mitgliedskörper-

schaften die Aufgaben der Volkshochschule (VHS) 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze wahr. Die 
Volkshochschule ist eine Einrichtung der Weiterbil-
dung im Sinne der §§ 1, 2 Abs. 2, 3 und 10 des Weiterbil-
dungsgesetzes (WbG) NRW in der aktuellen Fassung.

2)	 Die Volkshochschule dient der Weiterbildung von Er-
wachsenen und Jugendlichen nach Beendigung einer 
ersten Bildungsphase. Sie arbeitet parteipolitisch und 
weltanschaulich neutral. Den Dozent*innen wird die 
Freiheit der Lehre gewährleistet; sie entbindet nicht 
von der Treue zur Verfassung.

3)	 Das Angebot der Volkshochschule umfasst in Anleh-
nung an § 3 Abs. 1 WbG NRW Bildungsveranstaltun-
gen der politischen Bildung, der arbeitswelt- und be-
rufsbezogenen Weiterbildung, der kulturellen Bildung, 
der kompensatorischen Grundbildung, der abschluss- 

und schulabschlussbezogenen Bildung, Angebote zur 
lebensgestaltenden Bildung und zu Existenzfragen 
einschließlich des Bereichs der sozialen und interkul-
turellen Beziehungen sowie Angebote zur Förderung 
von Schlüsselqualifikationen mit den Komponenten 
Sprachen und Medienkompetenz und Angebote einer 
Bildung für nachhaltige Entwicklung sowie Angebote 
der Gesundheitsbildung. Zur Grundversorgung gehö-
ren auch Bildungsangebote wie sie im Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz der Familienbildung zugewiesen sind. 
Die Lehrveranstaltungen sollen bedarfsorientiert und 
möglichst in den Mitgliedsstädten gleichwertig ange-
boten werden. 

4)	 Andere Aufgaben kann der Zweckverband nur durch 
Änderung dieser Satzung übernehmen.

§ 3 Teilnahme
Die Volkshochschule ist als nicht rechtsfähige Anstalt des 
Trägers eine öffentliche Einrichtung im Sinne des § 8 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW). Die von ihr angebotenen Lehrveranstaltungen sind 
für alle zugänglich; bei einigen Lehrveranstaltungen kann 
die Teilnahme von bestimmten Voraussetzungen abhän-
gig gemacht werden. Die Räumlichkeiten sollen möglichst 
barrierefrei ausgewählt werden.

§ 4 Organe des Zweckverbandes
Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversamm-
lung und die/der Verbandsvorsteher*in und deren/dessen 
Stellvertretung.

§ 5 Verbandsversammlung
1)	 Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertre-

ter*innen der Verbandsmitglieder.
2)	 Jedes Verbandsmitglied entsendet je angefangene 

9.000 Einwohner*innen eine Vertretung in die Ver-
bandsversammlung. Es wird die Bevölkerungszahl 
nach der letzten Fortschreibung des Statistischen Lan-
desamtes NRW (IT.NRW) Stichtag 31. Dezember des 
dem entsprechenden Haushaltsjahr vorvorangegan-
gen Jahres zugrunde gelegt. Die Zahl der Vertreter*in-
nen bleibt während der Wahlperiode der Vertretun-
gen der Verbandsmitglieder unverändert. Für jedes 
Mitglied der Verbandsversammlung ist eine Stellver-
tretung für den Fall der Verhinderung zu bestellen.

3)	 Ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied der Ver-
bandsversammlung, das im Laufe der Wahlperiode 
die Wählbarkeit verliert, scheidet aus der Verbands-
versammlung aus. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der 
Wahlperiode aus der Verbandsversammlung aus, so 
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wird für den Rest der Wahlperiode ein Ersatzmitglied 
von der entsendenden Mitgliedskörperschaft gewählt.

4)	 Die vertretungsberechtigten Personen werden durch 
die Vertretungskörperschaft für deren Wahlperio-
de aus ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften des 
Verbandsmitgliedes bestellt. Sofern der Verbands-
versammlung mehrere Vertreter*innen aus einem 
Verbandsmitglied angehören, muss die/der Hauptver-
waltungsbeamte*in oder eine von ihr oder ihm vorge-
schlagene verbeamtete oder angestellte Person dazu 
zählen. 

5)	 Die vertretungsberechtigten Personen üben ihr Amt 
nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt sind, bis zum 
Amtsantritt der neubestellten Vertreter*innen weiter 
aus. 

§ 6 Vorsitz und Sitzungen der Verbandsversammlung
1)	 Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine 

vertretungsberechtigte Person einer Gemeinde zur/
zum Vorsitzenden. In gleicher Weise wählt sie eine 
Stellvertretung.

2)	 Die/Der Vorsitzende hat als Sitzungsleitung die Rechte 
und Pflichten, das Gremium einzuladen und die Tages-
ordnung im Einvernehmen mit der Verbandsvorste-
herin/dem Verbandsvorsteher festzusetzen, die Ver-
handlung zu eröffnen, zu leiten, zu schließen und die 
Ordnung in der Sitzung zu handhaben.

3)	 Die/Der Vorsitzende kann von dem/der Verbandsvor-
steher*in jederzeit Auskunft über alle Angelegenhei-
ten des Zweckverbandes verlangen. Die Verbands-
versammlung ist von der/dem Vorsitzenden über alle 
wichtigen Angelegenheiten des Zweckverbandes zu 
unterrichten.

4)	 Die/Der Vorsitzende repräsentiert die Verbandsver-
sammlung nach außen.

5)	 Die Verbandsversammlung wird durch die/den Vor-
sitzende*n auf schriftlichem bzw. auf elektronischem 
Wege mit einer Frist von 14 Tagen einberufen. Die Ein-
ladungsfrist gilt als gewahrt, wenn die Einladung 15 
Tage vor der Sitzung abgesandt wurde. Sie tagt min-
destens einmal im Jahr. Zeit und Ort der Sitzung sowie 
die Tagesordnung sind öffentlich bekannt zu machen.

6)	 Unbeschadet der Vorschriften des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) hat der/die 
Vorsitzende die Verbandsversammlung einzuberufen, 
wenn mindestens 1/5 der stimmberechtigten Mitglie-
der der Verbandsversammlung schriftlich unter Anga-
be des Beratungsgegenstandes dieses verlangt.

7)	 An den Sitzungen der Verbandsversammlung nehmen 
die Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher, der/
die Hauptverwaltungsbeamte/Hauptverwaltungsbe-
amtin der Verbandsmitglieder bzw. der von ihr bzw. 
ihm benannten Stellvertretungen und die Leitung der 
Volkshochschule teil.

8)	 Für die Sitzungen gelten analog die §§ 47 ff. der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW). 

9)	 Die Sitzungen sind öffentlich. Für Angelegenheiten 
einer bestimmten Art kann die Öffentlichkeit ausge-
schlossen werden.

10)	 Die Mitglieder der Verbandsversammlung benennen 
eine Schriftführung und deren Stellvertretung zur Nie-

derschrift der Beschlüsse der Verbandsammlung. Die 
Benennung der Schriftführung erfolgt in der konstitu-
ierenden Sitzung der Verbandsversammlung und gilt 
für die gesamte Wahlperiode (angelehnt an die kom-
munalrechtliche Wahlperiode). Die Niederschrift wird 
von der/dem Vorsitzenden, einem weiteren Mitglied 
und der Schriftführung unterzeichnet.

§ 7 Zuständigkeiten der Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung entscheidet über alle Angele-
genheiten des Zweckverbandes, soweit die Entscheidung 
nach dieser Satzung nicht dem/der Verbandsvorsteher*in 
oder der Leitung der Volkshochschule übertragen ist. Lau-
fende Geschäfte der Verwaltung gelten im Namen der Ver-
bandsversammlung als auf den Verbandsvorsteher bzw. 
die -vorsteherin übertragen, soweit nicht die Verbandsver-
sammlung sich für einen bestimmten Kreis von Geschäften 
oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält.
Die Verbandsversammlung entscheidet insbesondere 
über
a.	 die Festlegung der Richtlinien für die Arbeit der 

Volkshochschule,
b.	 die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen,
c.	 die Festlegung der Verbandsumlage,
d.	 die Jahresrechnung und die Entlastung des Verbands-

vorstehers/der Verbandsvorsteherin,
e.	 die Benennung des Prüfers/der Prüferin für die 

Jahresrechnung,
f.	 die Ernennung, Einstellung und Entlassung der VHS-

Leitung sowie deren Stellvertretung,
g.	 die Beförderung, Bezüge und Vergütung sowie Versor-

gung der VHS-Leitung soweit nicht ihre Rechtsverhält-
nisse durch das allgemeine Beamten- und Tarifrecht 
geregelt sind,

h.	 den Erwerb und die Veräußerung von Vermögenswer-
ten, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt,

i.	 die Aufnahme von Darlehen und Bestellung von Si-
cherheiten für andere sowie solche Rechtsgeschäfte, 
die den vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen,

j.	 den Erlass und die Änderung von Honorarordnung, 
Gebührenordnung und Benutzungsordnung,

k.	 die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder,
l.	 Erlass, Änderung und Aufhebung der Satzungen des 

Zweckverbandes,
m.	 Auflösung des Zweckverbandes.
Im Bedarfsfall kann zusätzlich eine Geschäftsordnung er-
lassen werden.

§ 8 Beschlüsse der Verbandsversammlung, Bekannt- 
machungen
1)	 Die Beschlüsse der Verbandsversammlung werden mit 

einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder der 
Verbandsversammlung gefasst (ausgenommen § 7a, 
b, c, d, f, l und m, die einer Mehrheit von 2/3 bedürfen) 
soweit im Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes 
bestimmt ist.

2)	 Änderungen der Verbandssatzung, insbesondere der 
Beitritt und das Ausscheiden von Verbandsmitglie-
dern, sowie die Auflösung des Zweckverbandes be-
dürfen, falls die Verbandssatzung nichts anderes 
bestimmt, einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
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zungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversamm-
lung. Beschlüsse zur Änderung der Aufgaben des 
Zweckverbandes müssen einstimmig gefasst werden. 
Ist eine Auseinandersetzung notwendig, so entschei-
det darüber, falls sich die Beteiligten nicht einigen, die 
Aufsichtsbehörde.

3)	 Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
die anwesenden vertretungsberechtigten Personen 
von Gemeinden mehr als die Hälfte der Stimmenzahl 
erreichen. Im Übrigen gelten für die Beschlussfähig-
keit sowie für die Abstimmungen und Wahlen die §§ 
49 Abs. 1 und 50 GO NRW entsprechend, soweit in die-
ser Satzung nichts anderes bestimmt ist.

4)	 Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverban-
des erfolgen in den Mitgliedskommunen in ortsübli-
cher Weise. Im Übrigen finden die Vorschriften der Be-
kanntmachungsverordnung in ihrer jeweils geltenden 
Fassung entsprechend Anwendung.

§ 9 Verbandsvorsteherin/Verbandsvorsteher
1)	 Die/Der Verbandsvorsteher*in und deren/dessen Stell-

vertretung werden in getrennten Wahlgängen von 
der Verbandsversammlung aus dem Kreis der Haupt-
verwaltungsbeamt*innen oder mit Zustimmung ih-
rer Dienstvorgesetzten aus dem Kreis der allgemei-
nen Vertreter*innen oder der leitenden Bediensteten 
der zum Zweckverband gehörenden Gemeinden ge-
wählt. Die Amtsdauer der Verbandsvorsteherin/des 
Verbandsvorstehers und deren/dessen Stellvertre-
tung entspricht der Wahlperiode der Mitglieder der 
Verbandsversammlung.

2)	 Auf die Wahl findet § 50 Abs. 2 GO NRW entsprechend 
Anwendung.

3)	 Die Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher übt 
ihr/sein Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie/er ge-
wählt ist, bis zum Amtsantritt der neu gewählten Ver-
bandsvorsteherin/des neu gewählten Verbandsvorste-
hers weiter aus. 

§ 10 Zuständigkeiten der Verbandsvorsteherin/des 
Verbandsvorstehers
1)	 Die/Der Verbandsvorsteher*in ist zuständig für Ent-

scheidungen über die laufenden Angelegenheiten 
des Zweckverbandes. Darüber hinaus hat die/der Ver-
bandsvorsteher*in die Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung vorzubereiten und auszuführen.

2)	 Die/Der Verbandsvorsteher*in ist Dienstvorgesetz-
te*r der Bediensteten des Zweckverbandes. In perso-
nalrechtlichen Entscheidungen, die der Verbandsver-
sammlung durch Gesetz zugewiesen oder übertragbar 
sind, ist die/der Verbandsvorsteher*in zuständig, so-
weit sie nicht nach § 7 Buchstabe f) der Satzung in die 
ausschließliche Zuständigkeit der Verbandsversamm-
lung fallen.

3)	 Sie/Er vertritt den Zweckverband gerichtlich und 
außergerichtlich.

4)	 Die Abgabe von Verpflichtungserklärungen rich-
tet sich nach § 16 Abs. 4 GkG NRW. Sie bedürfen der 
Schriftform. Neben der/dem Verbandsvorsteher*in 
oder ihrer/seiner Vertretung wird die Leitung der 
Volkshochschule zur Mitunterzeichnung von Verpflich-
tungserklärungen ermächtigt.

5)	 Die/Der Verbandsvorsteher*in bedient sich zur Ab-
wicklung der Kassengeschäfte der Stadtkasse eines 
Verbandsmitglieds.

6)	 Die/Der Verbandsvorsteher*in kann Aufgaben an die 
VHS-Leitung delegieren, soweit nicht gesetzliche Re-
gelungen oder diese Satzung entgegenstehen. Nähe-
res wird durch eine Dienstanweisung geregelt.

§ 11 Sitzungsgeld
Die Mitglieder der Verbandsversammlung (ausgenommen 
hauptamtlich Beschäftigte der Kommunen) erhalten ein 
pauschaliertes Sitzungsgeld je Sitzung in Ergänzung des 
Verdienstausfalls und Auslagenersatzes nach §17 Abs. 1, 
S. 2 GkG NRW. Die Höhe des Sitzungsgeldes legt die Ver-
bandsversammlung fest. 

§ 12 Bedienstete des Zweckverbandes
Der Zweckverband kann Beamt*innen und Angestellte 
hauptamtlich bzw. hauptberuflich beschäftigen.

§ 13 Leitung der Volkshochschule
1)	 Die Volkshochschule wird von einer/einem hauptamt-

lichen oder hauptberuflichen pädagogischen Mitar-
beiter*in geleitet. Sie/Er ist verantwortlich für die Ar-
beit der Volkshochschule.

2)	 Die Leitung der Volkshochschule hat im Rahmen der 
von der Verbandsversammlung festgelegten Grund-
sätze folgende Aufgaben wahrzunehmen, soweit ihr/
ihm die/der Verbandsvorsteher*in diese überträgt:
a.	 Langfristige Planung des Weiterbildungsangebots,
b.	 Aufstellung des Programms nach Maßgabe des § 

2 dieser Satzung,
c.	 Öffentlichkeitsarbeit,
d.	 Vorbereitung des Haushaltsplanentwurfs,
e.	 Verfügung über die im Haushaltsplan für den Be-

trieb der Volkshochschule bereitgestellten Mittel,
f.	 Verwaltung der Räume, Ausstattung und Einrich-

tung der Volkshochschule,
g.	 Ausübung des Hausrechts im Auftrag der Ver-

bandvorsteherin/des Verbandsvorstehers,
h.	 Durchführung von Personalverfahren,
i.	 Planung und Durchführung von Drittmittel- und 

Auftragsmaßnahmen inklusive der Regelung der 
Honorierung,

j.	 das Qualitätsmanagement.
3)	 Die Leitung der Volkshochschule ist Vorgesetzte*r 

der hauptamtlichen und hauptberuflichen pädagogi-
schen Mitarbeiter*innen sowie der sonstigen Mitar-
beiter*innen. Sie/Er führt regelmäßig mit ihren/seinen 
Mitarbeiter*innen Besprechungen über die Arbeit der 
Volkshochschule durch.

§ 14 Aufgaben der hauptamtlichen und hauptberufli-
chen pädagogischen Mitarbeiter*innen
Die hauptamtlichen und hauptberuflichen pädagogischen 
Mitarbeiter*innen der Volkshochschule sind im Rahmen 
der ihnen zugewiesenen Aufgaben für die ordnungsgemä-
ße Planung und Durchführung der Lehrveranstaltungen 
verantwortlich.

§ 15 Mitwirkungsrechte 
1)	 Der Zweckverband als Träger der Volkshochschule ge-
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währleistet die Mitwirkung aller Mitarbeiter*innen 
und Teilnehmenden in der Volkshochschule zur Siche-
rung einer bedarfsgerechten Planung und Durchfüh-
rung von Bildungsveranstaltungen. Die Durchführung 
der Mitwirkung ist als laufendes Geschäft Aufgabe der 
Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers.

2)	 Der Zweckverband ermittelt regelmäßig insbeson-
dere Wünsche, Anregungen und Kritik durch Befra-
gungen. Die Befragungen der Teilnehmenden erfol-
gen wahlweise stichprobenartig mittels digitalen oder 
analogen Fragebogen und persönlicher Befragungen. 
Alle Teilnehmenden werden zweimal im Jahr während 
der Programmplanungsphasen per E-Mail eingeladen, 
ihre Anregungen und Wünsche zur Programmgestal-
tung, zu den Lernbedingungen, etc. mitzuteilen. Die 
Mitarbeiter*innen werden zweimal im Jahr im Rahmen 
der Mitarbeiter*innenkonferenzen zur Verbesserung 
des Programms, Öffentlichkeitsarbeit und organisato-
rischen Abläufen befragt.

3)	 Nach Durchführung der Befragungen wertet der 
Zweckverband die Antworten und die Rücklaufquote 
aus. 

4)	 Art und Umfang der Mitwirkungsrechte werden re-
gelmäßig hinsichtlich der Zielerreichung gem. Abs. 1 
überprüft.

§ 16 Programmangebot
Das Programm der Volkshochschule wird für ein oder zwei 
Semester aufgestellt. Es ist in geeigneter Weise zu veröf-
fentlichen. Die Mitglieder der Verbandsversammlung neh-
men das Programm in ihrer Sitzung zur Kenntnis.

§ 17 Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen
1)	 Die Volkshochschule ist verpflichtet, mit anderen Bil-

dungseinrichtungen in den Mitgliedskommunen 
zusammenzuarbeiten.

2)	 Zum Aufbau eines Systems lebensbegleitenden Ler-
nens arbeiten die Einrichtungen der Weiterbildung, 
die Schulen, insbesondere Schulen des Zweiten Bil-
dungswegs, die Hochschulen und die Einrichtungen 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung zusammen (§ 
5 WbG NRW).

§ 18 Veranstaltungsräume/Geschäftsräume/Deckung 
des Sach- und Finanzbedarfs
1)	 Die Angebote der Volkshochschule finden in der Regel 

dezentral in den beteiligten Kommunen statt. Die Ver-
bandsmitglieder tragen dafür Sorge, dass die für die 
Angebote der Volkshochschule in ihrem Gebiet erfor-
derlichen Räumlichkeiten unentgeltlich und im zeitlich 
ausreichenden Umfang zur Verfügung gestellt wer-
den. Sie tragen zugleich die für die Nutzung der Räu-
me erforderlichen Sach- und Personalkosten.

2)	 Jede Mitgliedskommune stellt in ihrer Kommune eine 
Geschäftsstelle unentgeltlich der Volkshochschule zur 
Verfügung.

3)	 Soweit der Finanzbedarf des Zweckverbandes nicht 
aus Teilnehmendengebühren und Zuschüssen ge-
deckt wird, erhebt der Zweckverband von den Ver-
bandsmitgliedern eine Umlage. Diese bemisst sich 
nach dem Verhältnis der Einwohner*innenzahl der 
Verbandsmitglieder. Als Einwohner*innenzahl gilt die 

vom Statistischen Landesamt NRW (IT NRW) fortge-
schriebene Bevölkerung zum 31. Dezember des dem 
entsprechenden Haushaltsjahr vorvorangegangenen 
Jahres. 

§ 19 Gebühren
Für die Teilnahme an Veranstaltungen der Volkshochschu-
le gilt die Gebührensatzung, die die Verbandsversamm-
lung auf Vorschlag der Verbandsvorsteherin/des Verbands-
vorstehers erlässt.

§ 20 Dozent*innen 
1)	 Die Dozent*innen üben ihre Tätigkeit an der Volks-

hochschule freiberuflich aus. Sie erhalten jeweils für 
die Dauer eines Arbeitsabschnittes der Volkshoch-
schule (Semester) für einzelne Veranstaltungen (Kurse, 
Workshops, Vorträge etc.) einen Lehrauftrag.

2)	 Die Dozent*innen erhalten Honorare nach den Bestim-
mungen der Honorarordnung, die von der Verbands-
versammlung erlassen wird. 

§ 21 Qualitätsmanagement
Die Volkshochschule weist ein extern zertifiziertes Quali-
tätsmanagement gemäß den gesetzlichen Vorgaben nach.

§ 22 Berichtswesen 
Die Volkshochschule nimmt am Berichtswesen Weiterbil-
dung NRW gem. § 26 WbG NRW teil und erteilt die erfor-
derlichen Auskünfte. 

§ 23 Ausscheiden von Verbandsmitgliedern, Auflö-
sung des Zweckverbandes
1)	 Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes ist frühes-

tens drei Jahre nach dem Beitritt einer Kommune mög-
lich. Die Absicht aus dem Verband auszuscheiden, ist 
mit einer Frist von einem Jahr dem/der Verbandsvor-
steher*in schriftlich mitzuteilen. Die Auflösung des 
Verbandes bedarf der Zustimmung mit einer Mehrheit 
von 2/3 der Mitglieder.

2)	 Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt zur Leistung der 
für die Zeit bis zu seinem Ausscheiden festgesetzten 
Beiträge verpflichtet; es kann auch zu Beiträgen für die 
Zeit danach wegen solcher Aufwendungen des Ver-
bandes herangezogen werden, die auf Anforderung 
durch das ausscheidende Mitglied verursacht wurden 
und nach dem Ausscheiden nicht vermieden werden 
können. Geleistete Beträge werden dem ausscheiden-
den Mitglied nicht erstattet oder ausgeglichen.

3)	 Bei Auflösung des Zweckverbandes haben die Ver-
bandsmitglieder eine Vereinbarung über die Vertei-
lung des nach Abzug der Verbindlichkeiten verblei-
benden Vermögens zu treffen.

4)	 Im Falle der Auflösung des Zweckverbandes werden 
die hauptamtlich tätigen Beamten*innen und Ange-
stellten vom/von der Rechtsnachfolger*in des Zweck-
verbandes übernommen. Wird der Zweckverband 
ohne Rechtsnachfolge aufgelöst, werden die Bediens-
teten unter Wahrung ihres personal- und versorgungs-
rechtlichen Besitzstandes von den Verbandsmitglie-
dern nach dem Verhältnis ihrer Einwohner*innenzahl 
übernommen. Soweit es sich um ehemalige Bediens-
tete eines Verbandsmitgliedes handelt, werden sie 
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wieder von diesem Verbandsmitglied übernommen.
5)	 Bei Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes findet Abs. 

4 Satz 3 Anwendung, sofern diese Bediensteten für 
den Betrieb des Zweckverbandes nicht unverzichtbar 
sind.

§ 24 Geltung der gesetzlichen Vorgaben
Im Übrigen gelten die zwingenden Vorgaben des GkG 
NRW vom 1.10.1979 (GV. NW S.621) in der jeweils gültigen 
Fassung.
Soweit das GkG NRW, das WbG NRW und diese Satzung 
nichts Anderes bestimmen, gelten die Vorschriften der Ge-
meindeordnung NRW.

§ 25 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22.11.2006 in ih-
rer Fassung vom 13.06.2007 außer Kraft.

Veröffentlichungsvermerk
Die vorstehende, von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Volkshochschule Nordkreis Aachen in 
ihrer Sitzung am 27.11.2024 beschlossene Satzung des 
Zweckverbandes wird hiermit gemäß § 20 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV NRW S. 621), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GV. NRW. 
S. 136), in Kraft getreten mit Wirkung vom 31. Dezember 
2023, öffentlich bekannt gemacht. Die Änderungen sind 
entsprechend § 20 Abs. 2 GkG NRW anzeigepflichtig. Die 
Satzungsänderung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Aachen, den 28.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 der Städteregion Aachen 
	 als Untere Staatliche Verwaltungsbehörde
	 i. A. Frau Palm

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 32 – Ordnungsamt
Zollernstr. 20, 52070 Aachen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

HEIJENRATH MANUELA SITTARDERWEG 44
NL-6412 CG HEERLEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 3406.60020052 12.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 30.04.2025	 Der Städteregionsrat	
	 i. A. Herr Haskenhoff 

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

KAPPER BERND GRACHTSTRASSE 30
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 3405.40008063 15.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 15.04.2025	 Der Städteregionsrat	
	 i. A. Herr Haskenhoff

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
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der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 33 – Ausländeramt
Hackländerstraße 1, 52064 Aachen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma)
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift: 

ALI    SEBAT          VENNWEG 1
52477 ALSDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Ordnungsverfü-
gung + Gebühren-
bescheid

24/0825 22.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ausländeramt der Städte-
Region Aachen, Hackländerstr. 1, 52064 Aachen (Verwal-
tungsgebäude Bahnhofplatz) und kann dort während der 
Öffnungszeiten Mo u. Di 08.00 – 15.00 Uhr, Mi 08.00 – 16.45 
Uhr, Do 08.00 – 13.00 Uhr u. Fr 08.00 – 12.00 Uhr von dem 
Empfänger oder einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. 
in Empfang genommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 22.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Verlande 

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 36 – Straßenverkehrsamt
Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

ADUMI HAALE VELTMANPLATZ 8 C
52062 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/73/VA/CS 29.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 29.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann 

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

FANIENG JÖRG HÜNEFELDSTR. 33
52068 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/75/VA/CS 29.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 29.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann
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II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

GÜLDENBERG HANNAH 
MARIE

KRONENDRIESCH 9
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/71/VA/CS 23.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 23.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

ILINCA ROBERTINO-
MARIAN

BLUMENRATHER STR. 2
52477 ALSDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/74/VA/OF 29.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 29.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld 

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

PERVEZ TAHIR GRACHTSTR. 10
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/72/va/CS 24.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 24.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

SPORINAPTI MAKSYM GRÜNER WEG 25
52146 WÜRSELEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/68/VA/OF 15.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 15.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld



69

Herausgeber: StädteRegion Aachen, Der Städteregionsrat, 52090 Aachen, Telefon 0241/5198-0. Verantwortlich für den Vertrieb Bekanntmachungen der  
StädteRegion Aachen: StädteRegion Aachen, Der Städteregionsrat, Stabsstelle Öffentlichkeitsarbeit. Layout und Satz: Druckerei der StädteRegion Aachen, 
Bachstraße 39, 52066 Aachen.

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

TAHIROVIC BRANKO MARIENSTR.85
52477 ALSDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/69/VA/OF 15.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 15.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

WÄHLEN MARVIN JÜLICHER STR. 34
52499 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bescheid 36.1/2024/70/VA/CS 22.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 22.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt.

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 36 – Straßenverkehrsamt, Führerscheinstelle
Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

ABDULRAH-
MAN

WALID HUBERTUSSTRASSE 23
52477 ALSDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

V+Geb 36.2.3/dec 24.03.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im A 36 der StädteRegion Aa-
chen, Führerscheinstelle, Zimmer 115, Carlo-Schmid-Straße 
4, 52146 Würselen und kann dort während der Öffnungs-
zeiten: Mo 07.30 – 15.00 Uhr, Di 07.30 – 12.30 Uhr, Mi 07.30 
– 12.30 Uhr und 14.00 – 17.00 Uhr, Do 07.30 – 15.00 Uhr, 
Fr 07.30 – 12.30 Uhr von dem Empfänger oder einem Be-
vollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang genommen 
werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 22.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Decker


